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Vorwort 

Die Übertragung von Vermögenswerten innerhalb der Familie – Familie im weiten, moder-
nen Sinne – stellt sich in der Gegenwart gerade vor dem Hintergrund der aktuellen wirt-
schaftlichen Entwicklungen als ein zentraler Vorgang der Vermögenssicherung  dar. Neben 
dem wichtigen Anliegen der Absicherung der abgebenden Generation unter dem Gesichts-
punkt der Versorgung, der Überlegungen des “stufenweisen Hineinwachsens“ der nach-
kommenden Generation in die Aufgaben der Verwaltung und Sicherung des Familienver-
mögens geben insbesondere steuerliche Überlegungen regelmäßig den Anlass für diverse  
Übertragungsformen innerhalb des Familienverbundes. Ein im Familienverbund als einfa-
cher Lebens- und Rechtssachverhalt bezeichneter Vorgang kann für die Beteiligten zu ver-
schiedenen Implikationen führen, auf die es zu achten gilt. 

Der Anspruch dieses Werkes – eine Zusammenfassung der bei der Übertragung von Fami-
lienvermögen zu beachtenden zivil- und steuerrechtlichen Gesichtspunkte – richtet sich an 
die Leser, die  einen Überblick über und die Beantwortung wichtiger Fragen erhalten wol-
len. Die Autoren versuchen, die Fragen verständlich aufzunehmen und die zentralen Berei-
che zu beantworten. Durch die Verzahnung verschiedener Rechtsgebiete ergibt sich eine – 
auf den ersten Blick – anspruchsvolle und möglicherweise komplexe Ausarbeitung, die – 
bei Durchsicht oder Anwendung – jedoch einer einfachen Systematik folgt. Der Schwer-
punkt soll praxisnah in der Übertragung von (Familien-)Immobilien oder Beteiligungen an 
Gesellschaften und sonstigem Vermögen liegen, ohne aber dabei andere typische Übertra-
gungsgegenstände unbeachtet zu lassen. 

Fragen rund um das Privatvermögen werden chronologisch erörtert; nur in Ausnahmefäl-
len wird auch - soweit im Kontext für das Verständnis von Bedeutung - der Bereich des 
Betriebsvermögens angesprochen. Jedoch werden die Grundzüge der Vergünstigung von 
Übertragung von Betriebsvermögen oder Anteilen an Kapitalgesellschaften angesprochen, 
weil in der Praxis Gestaltungen einer „Flucht ins Betriebsvermögen“ zur steuerlichen Op-
timierung genutzt werden. Die Nutzung gewerblicher Strukturen bei Übertragung von 
Familienvermögen ist insbesondere dann empfehlenswert, wenn Versorgungsinteressen im 
Mittelpunkt stehen, die steuerlich optimiert werden sollen; diesem Bereich widmen die 
Autoren einen größeren Abschnitt. Hier spielen auch Überlegungen eine Rolle, welche 
Voraussetzungen geschaffen werden müssen, um das Familienvermögen optimal für eine 
spätere Weiterübertragung aufzustellen.  

Die Verfasser  haben sich mit der Thematik der Übertragung von Familienvermögen in 
ihrer Beratungspraxis eingehend beschäftigt; die teilweise zitierten eigenen Veröffentli-
chungen sind auch Nachweis für die Intensität der fachlichen Durchdringung der Thema-
tik. Die Verlage haben freundlicherweise ihr Einverständnis erteilt, dass Ausführungen 
aufgenommen werden können, soweit sie in dem Gesamtwerk von Bedeutung sind. 

Obwohl die internationale Ausrichtung der Familie im modernen Sinne immer weiter-
schreitet, haben die Autoren beschlossen, zur Sicherung des Verständnisses an den geeig-
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neten Stellen keine Hinweise aufzunehmen. Die Autoren werden jedoch bei entsprechender 
Akzeptanz  diese Fragen in einer gesonderten Ausarbeitung beantworten.  

Für den Herausgeber war nicht nur der – neben der täglichen Arbeit – große Einsatz des 
aufgeführten Beraterteams, sondern auch die intensiven Diskussionen mit den in diesem 
Werk nicht namentlich genannten Kollegen von ganz hoher Bedeutung; ohne ihren Einsatz 
wäre das Buch nicht zustande gekommen. Alle diesen Kollegen gilt der große Dank.  

Anregungen sind jederzeit willkommen; Kritik hilft uns weiter. Wir wünschen uns, dass 
Ihnen das Werk hilft. 

 

 

Hamburg, im  Oktober 2012 

 

 

Jürgen E. Milatz   
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1 Einleitung 

Bezugspunkt jeder Übertragung ist das Familienvermögen. Hierbei handelt es sich um 
keinen gesetzlich definierten Begriff, sondern stellt einen Oberbegriff für eine Fülle von 
verschiedenen Vermögenspositionen und -gegenständen dar. Dies können Grundstücke, 
Kapitalvermögen, Gesellschaftsbeteiligungen oder Sachvermögen sein, die ihrerseits so-
wohl betrieblichen oder privaten Charakter haben können. Gemeinsam ist ihnen jedoch, 
dass sie zwar zivilrechtlich einem Eigentümer zurechenbar sind, jedoch auf Grund der 
familiären Verbundenheit ein gewisses Maß an Teilung des gesamten Vermögens voraus-
setzt. Was innerhalb der Familie, häufig ohne nähere Absprache, gemeinsam genutzt wird 
muss jedoch zwangläufig wiederum einem Eigentümer zugerechnet werden. Familienver-
mögen ist daher das gesamte eingebrachte oder aufgebaute Vermögen sämtlicher Famili-
enmitglieder unabhängig ihrer rechtlichen Zugehörigkeit. 

Die Diskrepanz zwischen der rechtlichen Eigentumsstellung und dem tatsächlichen Inne-
haben von Vermögenswerten macht es notwendig über eine mögliche Übertragung nach-
zudenken. Anlass und Abwicklung von Übertragungen können dabei so vielfältig wie das 
Leben in einer Familie selbst sein. 

1.1 Privat- oder Betriebsvermögen 

Das Familienvermögen kann u.U. sowohl aus Privat- als auch Betriebsvermögen bestehen. 
Diese Unterscheidung spielt lediglich im Steuerrecht eine Bedeutung, hat aber im Zuge der 
Übertragung eine erhebliche Bedeutung. Denn danach soll sich das Familienvermögen in 
zwei verschiedene Sphären aufteilen können. 

Als Betriebsvermögen kann grundsätzlich das Vermögen bezeichnet werden, welches tat-
sächlich und wirtschaftlich im Zusammenhang mit einem (Familien-)Betrieb steht.1 Ent-
scheidend ist, ob die Anschaffung oder die Verwendung eines Vermögensgegenstandes im 
betrieblichen Bereich liegt. Spiegelbildlich umfasst entsprechend das Privatvermögen sol-
che Vermögensgegenstände, die nicht zum Betriebsvermögen gehören.2 

Hiervon muss zwingend das sog. private Vermögensverwaltung abgegrenzt werden, wel-
ches typischerweise kein Betriebs- sondern Privatvermögen darstellt. Ist man mit den Ver-
mögensgegenständen nicht wirtschaftlich handelnd am Markt tätig sondern sich die Tätig-
keit nur als Nutzung von Wirtschaftsgütern durch Fruchtziehung aus zu erhaltender Sub-
stanz darstellt, kann man lediglich von einer reinen privaten Vermögensverwaltung spre-
chen.3 

1  Heinicke in: Schmidt, EStG, § 4 Rn. 20 
2  Weid in: Blümich, EStG, § 4 Rn. 386 
3  Gersch in: Klein, AO, § 14, Rn. 13 
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Der Grund für die Unterscheidung ist der, dass Betriebsvermögen z.T. anders behandelt 
wird als Privatvermögen. Insbesondere bei der Übertragung von betrieblichen Vermögens-
gegenständen möchte der Gesetzgeber eine andere Besteuerung vornehmen. Dies hat in 
aller Regel vor allem wirtschaftliche Gründe. So ist die Übertragung des Familienbetriebes 
von einer Generation auf die Nächste unter bestimmten Voraussetzungen von der Erb- und 
Schenkungsteuer befreit (siehe §§ 13a, 13b ErbStG). Auch kann z.T. die Einbringung von 
Wirtschaftsgütern in einen Betrieb einkommensteuerlich keine Folge haben (§ 6 Abs. 3 bis 6 
EStG). Diese beispielhaften Aufzählungen machen deutlich, dass es dem Gesetzgeber in 
aller Regel um den Erhalt des Betriebes und somit auch den Erhalt des Familienvermögens 
geht. All diese Dinge können gestalterisch genutzt werden, um einer möglichen erhöhten 
Steuerbelastung aus dem Weg zu gehen. 

1.2 Wechsel ins Betriebsvermögen 

Die Behandlung von Übertragungen von (Familien-)Betriebsvermögen soll in diesem Buch 
nur eine sehr untergeordnete Rolle spielen. Die gestalterischen Möglichkeiten in diesem 
Bereich würden den Rahmen eines solchen Buches sprengen. Trotzdem kann die Kenntnis 
über den Wechsel zwischen den beiden Sphären für das weitere Verständnis sehr nützlich 
sein.  

Ein Wechsel zwischen den Sphären kann durch zweierlei Maßnahmen erreicht werden. 
Zum einen bzgl. des jeweiligen Vermögensgegenstandes und zum anderen auf Ebene der 
Einkunftsart. 

Ob ein Vermögensgegenstand einen privaten oder betrieblichen Zusammenhang hat, liegt 
im Ermessen des Eigentümers. Er kann entscheiden, in wieweit Gegenstände durch Ent-
nahme oder Einlage der betrieblichen Sphäre zugerechnet werden. Die Rechtsprechung 
unterscheidet an Hand des Einzelfalls zwischen notwendigem und gewillkürten Betriebs-
vermögen.�Wir��das�Wirtschaftsgut ausschließlich für�betriebliche�Zwecke�genutzt��spricht 
man von notwendigem Betriebsvermögen; bei einer bloß teilweisen Verwendung von ge-
willkürtem Betriebsvermögen. Letzteres kann dann aber entsprechend nur für den betrieb-
lichen Teil die Vergünstigungen in Anspruch nehmen. 

Ein Wechsel ins Betriebsvermögen kann sich u.U. auch immer dann lohnen, wenn nicht 
einzelne Gegenstände übertragen werden sollen, sondern vor allem aus schenkungsteuerli-
cher Sicht der ganze Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein Gesellschaftsanteil an dem Betrieb 
übertragen wird. Hier gelten die besonderen Regelungen der §§ 13a, 13b ErbStG. Um diese 
Regelungen gewährt zu bekommen, ist es notwendig, dass es sich um einen gewerblichen 
Betrieb und nicht bloß vermögensverwaltende Tätigkeit handelt. Dies wird wohl immer 
dann problematisch werden, wenn das Vermögen bloße Bar- und Kapitalmittel sind. Hier-
für besteht aber die Möglichkeit der sog. gewerblichen Prägung. Darunter versteht das 
Gesetz rein vermögensverwaltende Personengesellschaften, bei denen ausschließlich (in-
ländische oder ausländische) Kapitalgesellschaften i.S.d. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG persönliche 
haftende Gesellschafter sind. Die Einkünfte dieser Personengesellschaften sind dann aus-



nahmsweise gem. § 15 Abs. 3 Nr. 2 EStG gewerblich geprägt, wodurch dann die verschie-
denen steuerlichen Vorteile in Anspruch genommen werden können. 
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